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Die Ausgangslage stellt sich folgenderma-
ßen dar: Nach Anlage 8 zu den Richtli-

nien für Arbeitsverträge in den Einrichtun-
gen des Deutschen Caritasverbandes (AVR) 
haben Mitarbeitende einen Anspruch auf 
betriebliche Altersversorgung in Form einer 
Zusatzversicherung. Gemäß der Versor-
gungsordnung B der Anlage 8 zu den AVR 
führt die Pensionskasse der Caritas VVaG 
(früher bekannt unter dem Begriff „SELBST-
HILFE“) seit 1966 die arbeitgeberfinanzierte 
Zusatzversorgung für diejenigen Dienstgeber 
durch, die nicht Mitglieder beziehungsweise 
Beteiligte einer öffentlich-rechtlichen oder 
kirchlichen Zusatzversorgungskasse sind. 
Hierzu werden vom Dienstgeber die 
anspruchsberechtigten Mitarbeiter bei der 
Pensionskasse der Caritas versichert. Dies 
sind bei rund 550 aktuellen und ehemaligen 
Dienstgebern circa 25.000 Versicherte.

Angesichts der anhaltenden Niedrigzins
phase mit sinkenden Kapitalerträgen und fal-
lenden Rechnungszinsen sowie einer steigen-
den Lebenserwartung bewegen sich die 

insgesamt 136 deutschen Pensionskassen in 
einem für sie wirtschaftlich schwierigen 
Umfeld. So konnte die Pensionskasse der 
Caritas die Kapitalanforderungen des Versi-
cherungsaufsichtsgesetzes im vorläufigen 
Jahresabschluss 2017 nicht mehr erfüllen. 
Infolge der wirtschaftlichen Schieflage hat die 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf-
sicht (BaFin) als zuständige Aufsichtsbehör-
de der Pensionskasse der Caritas mit Wir-
kung ab dem 26. Oktober 2018 verboten, 
neue Verträge abzuschließen, bestehende zu 
erhöhen und weitere Personen aufzuneh-
men. Damit ist deren Neugeschäft zum Erlie-
gen gekommen (s. hierzu auch neue caritas 
Heft 6/2019, S. 22: „Bangen um Rentenzah-
lungen der Pensionskasse“).

Um die Unterdeckung der Pensionskasse 
zu beseitigen, beschloss die Vertreterver-
sammlung am 15. Mai 2019 ein vom Vorstand 
der Pensionskasse entwickeltes Sanierungs-
konzept, welches unter anderem Leistungs-
kürzungen der Pensionskasse in einem 
Gesamtvolumen von 123 Millionen Euro (das 

heißt rund 20 Prozent der Gesamtdeckungs-
rückstellung) beinhaltet.1 Dies betrifft alle 
Tarife der Pensionskasse der Caritas.

Im Regelfall greift die Subsi-
diärhaftung der Dienstgeber
Durch diesen Kürzungsbeschluss erhalten 
die Versicherten, die sich bereits im Ruhe-
stand befinden, ab dem 1. Januar 2020 gerin-
gere Renten von der Pensionskasse der Cari-
tas ausgezahlt. Bei Anwärtern werden ihre 
Anwartschaften auf zukünftige Rentenzah-
lungen vermindert. Die Kürzung kann für 
den einzelnen Versicherten in Abhängigkeit 
vom Lebensalter und von weiteren Faktoren 
jedoch unterschiedlich ausfallen. Die indivi-
duelle Kürzung wird von der Pensionskasse 
der Caritas derzeit berechnet und den Versi-
cherten nach Informationen der Pensions-
kasse voraussichtlich im Juli 2019 per Infor-
mationsschreiben mitgeteilt.

Anders als bei Pensionskassen in der 
Rechtsform der Aktiengesellschaft mit dem 
Sicherungsfonds „Protektor“ oder öffent-

Pensionskasse kürzt ihre Leistungen
Die Vertreterversammlung der in Schieflage geratenen Pensionskasse der Caritas VVaG hat Mitte  

Mai ein Sanierungskonzept mit Leistungskürzungen beschlossen. Welche Auswirkungen dies auf die 
Versicherten selbst und deren Dienstgeber haben wird, soll hier erläutert werden.
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den zu bilden. Grundlage der Bewertung dieser 
Pflichtrückstellung sind die Differenzen zwischen den 
nach Kürzung neu festgesetzten Leistungen der Pen
sionskasse der Caritas und den ursprünglich vom 
Dienstgeber zugesagten Leistungen. Die Pflicht zur 
Rückstellungsbildung ist dabei unabhängig davon,  
ob vom Mitarbeitenden bereits eine Geltendmachung 
der Ansprüche erfolgt ist, denn es muss mit einer 
Inanspruchnahme gerechnet werden. 

Da sich die Subsidiärhaftung im Mai 2019 durch 
den Beschluss des Sanierungskonzeptes durch die Ver-
treterversammlung konkretisiert hat, haben Dienstge-
ber die nun unmittelbare Rückstellungsverpflichtung 
erstmals in ihrem handelsrechtlichen Jahresabschluss 
2019 zu berücksichtigen. Bevor das Sanierungskon-
zept beschlossen wurde, handelte es sich für die Dienst-
geber um mittelbare Pensionsverpflichtungen, für die 
nach Art. 28 des Einführungsgesetzes zum Handelsge-
setzbuch ein Passivierungswahlrecht (d.h. ein Wahl-
recht zur Rückstellungsbildung) besteht. Für die 
Ermittlung der Höhe der Verpflichtung dürfte im 
Regelfall ein versicherungsmathematisches Gutachten 
erforderlich sein, das rechtzeitig vom Dienstgeber zu 
beauftragen ist. � »

lich-rechtlichen beziehungsweise kirchlichen Zusatz-
versorgungskassen mit der Gewährträgerschaft einer 
Körperschaft des öffentlichen Rechts gibt es bei Versi-
cherungsvereinen auf Gegenseitigkeit zumindest der-
zeit noch keine vergleichbaren Sicherungssysteme. 

Soweit die Altersversorgung aus Anlass eines 
Arbeitsverhältnisses (betriebliche Altersversorgung) 
zugesagt wurde, greift im Regelfall die Subsidiärhaftung 
der Dienstgeber nach § 1 Abs. 1 Satz 3 Betriebsrenten-
gesetz (BetrAVG). Das heißt, dass die Dienstgeber für 
die Erfüllung der ursprünglichen beitragsorientierten 
Leistungszusagen einzustehen haben. Dies könnte 
allerdings im Einzelfall problematisch sein, falls der 
ursprüngliche Dienstgeber nicht mehr besteht. 

Unmittelbare Verpflichtung der 
Dienstgeber 
Sobald sich durch den Kürzungsbeschluss ein direkter 
Anspruch der Leistungsempfänger gemäß Betriebsren-
tengesetz gegenüber den Dienstgebern konkretisiert, 
sind in deren handelsrechtlichen Jahresabschlüssen 
verpflichtend Pensionsrückstellungen gemäß § 253 des 
Handelsgesetzbuches nach versicherungsmathemati-
schen Grundsätzen für die Ansprüche der Mitarbeiten-

In Schieflage wie der  
Glockenturm in Pisa: Ihm 
wurde das Fundament mit 
900 Tonnen Blei stabili­
siert, analog müssen die 
Dienstgeber nun die  
Pensionskasse stützen.Bild AdobeStock/Hans Eder

„Rückstellungen 
bilden im Jahres-
abschluss 2019“ 
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Sofern sich in Zukunft eine Verbesserung 
der wirtschaftlichen Situation der Pensions-
kasse der Caritas ergibt, wirkt sich diese erst 
mit einer Anpassung der Kürzungsbeschlüs-
se durch die Vertreterversammlung rückstel-
lungsmindernd für die Dienstgeber aus.

Der Eintritt der Subsidiärhaftung und die 
daraus resultierende Verpflichtung der 
Dienstgeber kann in einzelnen Fällen zu 
deren Überschuldung und zu insolvenzrecht-
lichen Fragestellungen führen. Dies stellt 
gerade kleinere Organisationen ohne ent-
sprechendes Rechnungswesen vor besondere 
Herausforderungen. 

Ordensgemeinschaften  
können betroffen sein
Ordensgemeinschaften können von dem 
Kürzungsbeschluss zum einen als Dienstge-
ber betroffen sein und aus der Subsidiärhaf-
tung für die eigenen Mitarbeitenden in 
Anspruch genommen werden. Zum anderen 
sind bei der Pensionskasse der Caritas nach 
Informationen der Pensionskasse auch rund 
1300 Mitglieder von Ordensgemeinschaften, 
die gemäß § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 SGB VI von 
der Rentenversicherungspflicht befreit sind, 
für ihre eigene Altersversorgung versichert. 
Dies entspräche 6,5 Prozent der rund 20.000 
Ordensmitglieder in Deutschland.

Da die Ordensgemeinschaften verpflich-
tet sind, ihre Mitglieder im Alter zu versor-
gen, ist von den Ordensgemeinschaften zu 
prüfen, ob auch nach den Leistungskürzun-
gen seitens der Pensionskasse der Caritas die 
Altersversorgung durch zusätzliches Vermö-
gen der Ordensgemeinschaft gedeckt ist. 
Sofern dies nicht der Fall ist, sind vonseiten 
der Ordensgemeinschaft im Fall der Mit-
gliedschaft im Solidarwerk der katholischen 
Orden Deutschlands e.V. wesentliche Ver-
mögensänderungen nach dessen Richtlinien 
anzuzeigen und Maßnahmen zur Sicherung 
der Altersversorgung zu ergreifen.

Fazit
Das am 15. Mai 2019 von der Vertreterver-
sammlung beschlossene Sanierungskonzept 

der Pensionskasse der Caritas hat für die Ver-
sicherten Leistungskürzungen in einem 
Gesamtvolumen von 123 Millionen Euro zur 
Folge. Für die Leistungskürzungen – soweit 
es sich um eine betriebliche Altersversorgung 
handelt – haben die Dienstgeber der Versi-
cherten im Rahmen ihrer Subsidiärhaftung 
einzustehen und die daraus resultierende 
Verpflichtung in ihrem Jahresabschluss 
beziehungsweise ihrer Jahresrechnung abzu-
bilden. Dies kann in einzelnen Fällen zu einer 
Überschuldung des Dienstgebers führen. 
Weitergehende Informationen zu insolvenz-
rechtlichen Fragestellungen bei Vereinen 
und Stiftungen sind in einem grundlegenden 
Merkblatt zusammengefasst, das ergänzend 
auf der Internetseite der Solidaris (www.soli-
daris.de) abrufbar ist. 

Anmerkungen

1. Siehe Pressemitteilung der Pensionskasse vom 
17. Mai 2019 unter: https://bit.ly/2Ea0UoD

STATEMENT

Fragen über Fragen

Der Sanierungsplan liegt nun vor. Den­
noch bleiben offene Fragen. Wie konnte 
es zu dieser Fehleinschätzung der Leis­
tungsfähigkeit der Kasse kommen? 
Warum wurden die im Geschäftsjahr 
2016 vorhanden Anzeichen nicht ernst 
genommen? Wer trägt die Verantwor­
tung für die risikobehafteten Kapital­
anlagen, die jetzt in einem katastropha­
len Kapitalanlageergebnis sichtbar 
werden? Welche Rolle spielte der Auf­
sichtsrat? Wie konnte es dazu kommen, 
dass die Risiken der Langlebigkeit und 
die Folgen der Niedrigzinsphase unter­
schätzt wurden? Welche Verantwortung 
trägt der verantwortliche Aktuar? Wur­
den die Hinweise der BaFin nicht ernst 
genommen? Die Folgen treffen jetzt 
Dienstgeber und Beschäftigte, insbeson­
dere die Rentner. Was geschieht, wenn 
zahlreiche Mitglieder ihren Vertrag bei­
tragsfrei stellen und sich künftig lieber 
einen sicheren Hafen suchen? Wie hoch 
ist das Insolvenzrisiko bei den Einrich­
tungen aufgrund der Subsidiärhaftung? 
Wer hilft den Versicherten bei der Gel­
tendmachung und Durchsetzung ihrer 
Ansprüche, wenn das Ausmaß der Kür­
zungen ab Juli sichtbar wird? Viele 
kommen aus kleinsten Einrichtungen. 
Kann es eine Solidarlösung für die 
Betroffenen geben? Die Tragfähigkeit 
des Sanierungsplans wird sich erst 
beweisen müssen. Die Fragen aber blei­
ben und müssen beantwortet werden. 
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